
F rankreich hat großePläne fürEuropasVertei-
digung. Präsident Emmanuel Macron hat in
seiner Rede an der Sorbonne im September

2017dengroßenWurf vorgelegt, nämlichdie Ent-
wicklung einer europäischen strategischen Kul-
tur, die durch gemeinsame Operationen erreicht
werden soll. Herzstück dieser Vision ist die Euro-
päische Interventionsinitiative (EI2): Sie soll den
Europäern erlauben, besser gemeinsame Militär-
einsätze durchzuführen. Das Ziel ist, Europa si-
cherheitspolitisch handlungsfähig zu machen.
DochdieAntwort ausBerlin aufMacronsVertei-

digungsvisionwar bislang vor allem ein ablehnen-
des undgenervtesMurren. VergangeneWocheha-
ben sich aber sowohl die Kanzlerin als auch der
Außenminister öffentlich zu einerZusagedurchge-
rungen, allerdings ohneZeitplan undohne inhaltli-
che Details. Das „nein“ scheint vom Tisch, aber-
Enthusiasmus geht anders.
Gerade weil die Initiative für Frankreich Priori-

tät hat, führt die zurückhaltende deutsche Ant-
wort zu Irritationen. Ausgangspunkt für Paris, die
Interventionsinitiative überhaupt zu starten, ist
eine dreifache Frustration: Erstens betrachtet
Frankreich die Herausforderungen in seiner südli-
chenNachbarschaft, wie Instabilität undTerroris-
mus, als die wichtigste Bedrohung, nicht nur für
seine Sicherheit, sondern für die Europas. Es ist
aber der Ansicht, dass die europäischen Partner
Frankreich mit diesen Problemen ziemlich allein
lassen. Zweitens ist Frankreichs Militär überlas-
tet. Trotz steigender Verteidigungsausgaben wird
es immer schwieriger, auch nur die laufenden Ein-
sätze allein zu bewältigen, geschweige denn, auf
neue Herausforderungen zu reagieren. Drittens

haben sich aus französischer Sicht die EU-Struktu-
ren bislang als wenig hilfreich für schnelle Inter-
ventionen erwiesen. Die Abstimmung unter 28
EU-Staaten ist langsam und kompliziert. Die seit
2016 lancierten EU-Verteidigungsinitiativen kom-
men nur langsam voran. Doch vor allem decken
sie die operative Dimension gar nicht ab.
In einerMischung ausNot undFrust setzt Frank-

reich auf Lösungen außerhalb des EU- und Nato-
Rahmens. Die Erfahrungen in Afrika, etwa in
Mali, dienten als Blueprint. Frankreich will keine

neuen Strukturen, sondern in einem flexiblen
Club die Staaten vereinen, die tatsächlich poli-
tisch entscheidungswillig und militärisch hand-
lungsfähig sind. Die EU-Mitgliedschaft ist zweit-
rangig. So kann Paris die langsamen EU-Prozesse
umgehen und fähige nicht-EU-Staaten einbinden.
Unter den neun Staaten, die Paris eingeladen hat,
sind folglich EU-Länder wie Estland, aber auch
Nicht-EU-Staaten wie Dänemark, die sonst an der
GemeinsamenSicherheits- undVerteidigungspoli-
tik der EU gar nicht teilnehmen.
Außerdembietet die EI2dieMöglichkeit,Groß-

britannien weiterhin in die europäische Sicher-
heitspolitik einzubinden – egal wie schwierig sich
dieBrexit-Verhandlungengestalten.FürsErstewol-
lendiebeteiligtenStaateninBereichenwiestrategi-

sche Vorausschau, Vorausplanungen und Doktri-
nenengerzusammenarbeiten.DasZielbleibtes je-
doch,Operationen gemeinsamdurchzuführen.
Obwohl Paris seine Initiative als Beitrag zur eu-

ropäischenHandlungsfähigkeit deklariert, kamge-
rade aus Europa die stärkste Kritik. Viele Staaten
fühlen sich überrannt und fürchten, dass Paris nur
versucht, Europa für seine eigenen Ziele zu nut-
zen. Deutschland bemängelt, dass Frankreich mit
seiner Idee die seit 2016 initiierten EU-Verteidi-
gungsinitiativen unterminieren würde. Es würde
zudem den politischen Zusammenhalt der EU
schwächen, wenn Paris sich explizit außerhalb
der Union positioniert und nur einige Staaten zur
Teilnahme einlädt. Letztlich verabschiede sich
Frankreich damit aus der europäischen Solidari-
tät. Berlin teilt zwar die Pariser Fehleranalyse,will
aber Lösungen innerhalb der Union suchen. Paris
weist die Vorwürfe von sich. Es argumentiert,
dass seine Initiative die europäischeZusammenar-
beit verbessere –wovon letztlichEUundNatopro-
fitierten, vor allem aber die Sicherheit Europas.
Tatsächlich besteht inhaltlich kaum Konkur-

renz zwischen der EI2 und EU-Projekten: Die
EU-Projekte sollen langfristig die Grundlagen für
Operationen sicherstellen, alsoAusrüstung, Logis-
tik etc. Die EI2 möchte kurzfristig Operationen
ermöglichen. Im besten Fall ergänzen sie sich, wie
Pariswiederholt betont.DieRivalität liegt an ande-
rer Stelle. Beide Formate, in der EU und außer-
halb, konkurrieren umdieAufmerksamkeit der po-
litischen Führung und um politisches Kapital.
Eine erfolgreiche Umsetzung der Pariser Initia-
tive könnte die anderen EU-Staaten vom EU-For-
mat ablenken. Denn die Europäer, vor allem die

Kleineren, haben nun konkurrierende Optionen:
Zusammenarbeit innerhalb oder außerhalb der
EU. Im besten Fall stärken sich die Formate gegen-
seitig.Wennnicht, undwenndie FähigenundWil-
ligen außerhalb desEU-Rahmenshandeln, entwer-
tet dies die Union.
Was Berlin jedoch besonders ärgerte, war der

Eindruck, dass es kaum eine Wahl zu haben
schien. Ein Ablehnen der Initiative ist angesichts
der gleichzeitigen Rhetorik über die Notwendig-
keit der deutsch-französischen Beziehungen für
Europa schlicht nicht vorstellbar.
Trotz allen Ärgers: Es ist richtig, sich der Initia-

tive anzuschließen. Die politischen Kosten einer
Ablehnung wären zu hoch – Deutschland würde
seine Interessen nicht umsetzen können und in
der EUHandlungsoptionenverlieren.AlsTeilneh-
mer hingegen hat es mehr Einflussmöglichkeiten
auf die weitere Ausgestaltung, als in der Rolle des
externen Kritikers. Wenn Deutschland eine Kon-
kurrenz von EU und Nicht-EU-Formaten verhin-
dern und stattdessen eine sinnvolle Verknüpfung
beider Formate und einen effizienten Mittelein-
satz erreichenwill, lässt sich das von innen besser
gestalten.
Die nationalen Regeln für einen Einsatz von

Streitkräften,wie dendeutschenParlamentsvorbe-
halt, ändert die französische Initiative nicht. Hier
hat fast jeder Partner höhere Hürden als Frank-
reich, wo der Präsident einen Einsatz allein ent-
scheiden kann. Deutschland hat zudem gezeigt,
dass es, wenn der politische Wille da ist, übers
Wochenende einen Einsatz beschließen kann, so
geschehennachdenAttentaten inParis imNovem-
ber 2015.

Eine Ablehnung der Initiative hätte dagegen ne-
gative Konsequenzen. Die EI2 ist nicht irgendeine
französische Initiative, es ist ein vom Präsidenten
persönlich unterstütztes undmittlerweile hochpo-
litisches Projekt. Ein deutsches „nein“ wäre nicht
nur ein Affront. Es würde vor allem kaum etwas
ändern: Es würde die französischen Pläne nicht
aufhalten, sondern lediglich verzögern. Es würde
das aktuell bereits angespannte bilaterale Verhält-
nis noch weiter belasten. Und es würde Deutsch-
lands Glaubwürdigkeit als sicherheitspolitischer
(und solidarischer) Akteur ankratzen. Deutsch-
landwürde also durch ein „nein“ nicht viel gewin-
nen, könnte aber viel Porzellan zerschlagen.
Letztlich steht noch viel mehr auf dem Spiel,

nämlich Deutschlands sicherheitspolitische
Glaubwürdigkeit. Auf dem Nato-Gipfel in Brüssel
im Juli wird Deutschland aufgrund seiner gerin-
gen Verteidigungsausgaben viel Kritik einstecken
müssen. Parallel dazu häufen sich die Katastro-
phenmeldungen über den Zustand der Bundes-
wehr. Wenn Berlin nun noch das Prestigeprojekt
seines wichtigsten Partners in Europa ablehnen
würde, ohne eine eigene Lösung vorzuschlagen,
dann träte ein enttäuschender Widerspruch zu-
tage zwischen Deutschlands rhetorischen Ambi-
tionen und dem, was es wirklich macht.

D
er traditionelle Parteienstaat wankt
dramatisch. Die Volksparteien sind
auf Zwergenformat hin erodiert. Die
alten Stammwähler erhalten Selten-
heitswerte.DieBindewirkungder Par-

teien ist minimalisiert. Der politische Markt
wurde für populistische Zurufe weit geöffnet. Das
fluide Stimmungsmilieu macht jedes politische
Angebot zu einer Kurzzeit-Initiative.
Das großeVertrauen alter Zeiten ist verschwun-

den. Die wankende Republik wird vom Vertrau-
ensverlust zernagt.Der bisherigeZauber der Stabi-
lität ist der Ratlosigkeit gewichen.
ImGrunde sind es tektonischeVerschiebungen,

die die Republik ins Wanken gebracht haben. Die
alten Deutungsversuche scheitern. Die bisherigen
Interpretationshilfen von „rechts“ und „links“,
von „konservativ“ und „progressiv“ helfen nicht
mehrweiter in demZeitalter der neuenKomplexi-

tät und der neuen Konfusion. Dies alles bietet den
kulturellen Untergrund für das, was als Befund zu
bieten ist: Die Republik ist strategisch sprachlos.
Jenes Desaster trifft alle Traditionsparteien,

auch jene, die ein linkes Erbe zu verwalten haben
– die SPD, die Grünen und nicht zuletzt die Linke.
Die SPD befindet sich in einer Existenzkrise, wie
die permanent niederdriftenden Umfragedaten
zeigen, aber auch die konkreten Wahlniederlagen
und die personellen Führungsvernichtungsdra-
men. Auch die Grünen jedoch konservieren nur
gewisse Bestände durch programmatische Be-
wahrungsausschnitte. Und die Linke zeigt Ermü-

dungserscheinungen, intellektuelle Grauzonen,
Formen der Langeweile, die in erratische Füh-
rungskämpfe transferiert werden. Die Parteienge-
schichte kreiert also nicht von ungefähr eine
große Sehnsucht nach einem neuen Aufbruch,
nach einer kreativen programmatischen Perspek-
tive. Deshalb ist es nun in der politikstrategischen
Philosophie Oskar Lafontaines der richtige, drän-
gende Moment, einen neuen Aufbruch zu organi-
sieren. Alle, die eine linke Orientierung in dieser
Republik vermissen, sollen eine gemeinsame Er-
folgsperspektive erhalten, die ihnenweder die zer-
mürbte SPD, noch die beruhigenden Grünen,
noch die ermüdete Linke bieten können.
An dieser programmatischen Links-Orientie-

rung arbeitet Lafontaine nun heftig und hektisch –
und da er die Erfolgsbedingungen für einen Auf-
bruch kennt, wird er verhindern, dass sie beim
ersten Berühren wieder der Banalisierungsrou-
tine unterworfen werden.
Die Erfolgsbedingungen sind:
– Die Demographie des Landes bedarf in einem

krisenhaften, risikoreichen weltpolitischen Kon-
text einerneuenKompositiondesGesellschaftsbil-
des. Da muss die Politik mehr bieten als Slogans

vomPflegenotstand undFingerzeige auf Kinderta-
gesstätten.
–DieZukunftsstrategie zurGestaltungdes euro-

päischen Kontinents ging verloren. Die Aufrei-
hung von Zinssätzen und die Irritationen über die
Unkalkulierbarkeiten der US-Präsidentschaft er-
klären dazu nichts.
–Unter der intellektuellen Führung eines Oskar

Lafontaine wird die Regelung der internationalen
Konflikte wie die gesellschaftlichen Konsequen-
zen neuer technologischer Epochen einer Beant-
wortung zugeführt.
Jedes Gesprächmit Lafontaine vermittelt sofort

eine gemeinsame Erkenntnis: Politik, die orientie-
renwill, braucht einNarrativ. Siemuss die Gegen-
wart ihrer Vorgeschichte erfahrbar, verstehbar
und gestaltbar machen. Und sie muss das Zu-
kunftsnarrativ bieten, das denGestaltungsrahmen
der kommenden Zeit greifbar und formbar macht.
Oskar Lafontaine liefert nicht zum ersten Mal

einen Ausblick von historischer Bedeutung. Wir
sollten uns an seine früheren Beispiele erinnern.
Zunächst ging ihm ein traumatisches Erlebnis
nicht aus dem Kopf. In der Bundestagswahl von
1990 hatte er drastisch gegen Helmut Kohl verlo-

ren. Kohl hatte ihn zur Strecke gebracht. Damit
war seine Sinnfrage für weitere politische Initiati-
ven gestellt und beantwortet: Er musste Kohl zur
Strecke bringen. In nüchterner Erkenntnis, dass
Gerhard Schröder der bessere Politikverkäufer
war, ließ er 1998 beim Sturz von Helmut Kohl
demNiedersachsen Schröder den Vortritt. Er war
damit erfolgreich. Die linke Machtarchitektur bei
der Regierungsbildung blieb verabredungsgemäß
Oskar Lafontaine überlassen.
Die linke Aufbruchsvereinbarung in der Stim-

mung des Wahlsieges blieb allerdings bald ste-
cken. Schröder hielt sich nichtmehr dran, und La-
fontaine warf verbittert, enttäuscht und erzürnt
alle Ämter hin. In der Logik eines Oskar Lafon-
taine ergab sich allerdings nun eine neue Sinnge-
bung: Es galt den wortbrüchigen Gerhard Schrö-
der zur Strecke zu bringen. Dies ging jedoch nur,
wenn die Linke in Westdeutschland genügend
Stimmen der SPD abwerben konnte. Das geschah
2005 mit Lafontaines linker Initiative – und Ger-
hard Schröder verlor sein Amt. Bis heute hat sich
die SPD von diesem Trauma nicht mehr erholt.
Als Preis für das alles eine Dauer-Kanzlerschaft

Angela Merkels einzukaufen – dies entsprach
nach einigen Jahren nicht dem Zukunftsbild eines
Oskar Lafontaine. Aber dort, wo er wichtige Ele-
mente seines jeweiligen strategischenKalküls um-
setzte, war er auch wahltaktisch erfolgreich: So
war es 1998, als er als SPD-Vorsitzender unter Zu-
hilfenahme Schröders Bundeskanzler Kohl stür-
zen wollte. Die SPD gewann 40,9 Prozent der
Stimmen, das waren 4,5 Punkte mehr als bei der
Wahl zuvor. Als er 2005 Gerhard Schröder mit
einer neuen Linksformation stürzenwollte, verlor
die SPD3,3 Prozentpunkte und seine Linkspartei/
PDSgewann4,7 dazuund kamauf 8,7 Prozent der
Stimmen. Als er sich 2009 in der Landtagswahl
des Saarlandes stellte, kam es zu großen Erfolgen
der Linkenmitmehr als 20 Prozent. Man darf also

bei Lafontaine nie unterstellen, er habe sich bei
seinen strategischen Initiativen keine handfesten
Gedanken über die konkreten Erfolgsaussichten
gemacht.
Heute geht es umeineneueDynamik, die gleich-

samalsMagnet auf ehemaligeWähler und Sympa-
thisanten der Linken, der SPD, der Grünen wirkt
und auch AfD-Anhängern eine Erfolgsperspektive
bietet. Es sind Persönlichkeiten mit einem beson-
deren Profil aus dem ganzen Parteienspektrum,
die ihreBereitschaft zu erkennen gaben, derGrün-

dungsphase besonderen Schwung zu verleihen.
Die Neugründung der linken Sammlungsbewe-
gung kann mehr sein als ein enger Parteiansatz –
nämlich dann, wenn sie das gesamte Denk- und
Gespürbild der neuenLinken vitalisiert undmobi-
lisiert und dann, wenn die anderen bürgerlichen
Parteien dies als einen lauten, kraftvollenWeckruf
begreifen. Dann kann das Momentum des linken
Aufbruchs zu einer Ära neuer Vitalität der Demo-
kratie führen.

Links schwenkt!
Es gibt eine Sehnsucht nach Aufbruch

– das hat Oskar Lafontaine richtig erkannt.
Seine Idee einer „linken Sammlungsbewegung“

könnte ein historisches Momentum sein
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Diese Woche geht es um die Frage „Ist die
Zeit reif für eine linke Sammlungsbewe-
gung?“. Werner Weidenfeld, Direktor des Cen-
trums für angewandte Politikforschung der
Universität München, analysiert die Überzeu-
gungskraft, die in der neuen Idee von Oskar
Lafontaine und Sahra Wagenknecht liegt.

Lesen Sie außerdem ein engagiertes Plä-
doyer der Politikwissenschaftler Claudia Ma-
jor und Christian Mölling für die europäische
Interventionsinitiative, die der französische
Präsident Macron mit handlungswilligen und
-fähigen Ländern auf die Beine stellen will.

Neu im Internet ist eine Debatte um das
Berliner Islam-Institut.

Von Werner Weidenfeld

Claudia Major ist Senior Associate
der Stiftung Wissenschaft und Politik
(SWP). Christian Mölling ist
Forschungsdirektor der Deutschen
Gesellschaft für Auswärtige Politik.

Sagt endlich „Ja“ zu Macrons Interventionsinitiative!
Berlins Zögern irritiert – und ein „Nein“ käme einem europapolitischen Offenbarungseid gleich, sagen Claudia Major und Christian Mölling
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Das gesamte Denk- und Gespürbild
der neuen Linken müsste vitalisiert
und mobilisiert werden

Politik, die orientieren will,
braucht ein Narrativ. Das weiß
Lafontaine – und bietet eins an

Berlin fürchtet, Macrons Idee würde
andere EU-Projekte unterminieren,
aber das stimmt nicht
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